
Schw
eiz

am
W

och
en

en
de

9.M
ärz

20
19

aargau
24

2018
im

R
e
g
ie
ru
n
g
sg
e
b
ä
u
d
e
in
A
a
ra
u.

254
M

illionen
Franken

abgebautw
erden

konnten.

SeitJahren
ringtder

Grosse
R

atbeim
Budgetjew

eilsfastum
1000-Fran-

ken-Posten.D
askontrastiertenorm

m
itdem

Ergebnis2018.
Der

Kanton
Aargau

stehtm
itseinem

po-
sitiven

Ergebnis
nicht

alleine
da.

Auch
derBund

schliesst2018
m

iteinem
hohen

Überschuss
von

2,9
M

illiarden
Franken

ab,obw
ohllediglich

295
M

illionen
Fran-

ken
budgetiertw

aren.Auch
hiersind

die
Einnahm

enentw
icklung

und
die

hohe
Disziplin

beiden
Ausgaben

ausschlagge-
bend.Und

auch
beiden

m
eisten

ande-
ren

Kantonen
w

ie
auch

auf
Gem

einde-
ebene

fallen
vielerorts

die
Jahresab-

schlüsse
deutlich

besser
aus

als
budge-

tiert.

Erw
arten

Sie
denn

auch
M

ehrausga-
ben,dassSie

so
vorsichtig

agieren?
Ja.W

irhaben
in

diversen
Aufgabenberei-

chen
ein

M
engenw

achstum
.

Ich
denke

zum
Beispielan

das
Bevölkerungs-oder

Schülerw
achstum

.
Pro

Jahr
braucht

es
Schulräum

e
und

Lehrkräfte
für

bis
1000

Schülerm
ehr.H

inzu
kom

m
en

viele
neue

H
erausforderungen

der
Gesellschaft,In-

frastrukturen
oder

auch
im

Bereich
Si-

cherheit.Die
können

nichtohne
zusätzli-

che
finanzielle

M
ittel

bew
ältigt

w
erden.

Zudem
konnten

in
den

letzten
Jahren

aufgrund
der

Finanzlage
nur

sehr
be-

schränktin
die

Zukunftgerichtete
Inves-

titionen
getätigtw

erden.Dafürbrauchen
w

ir
zw

ingend
finanzpolitischen

H
and-

lungsspielraum
.

W
äre

esjetztnach
der

Lim
m

attal-
bahn

nichthöchste
Zeitfür

eine
neue

grössere
Zukunftsinvestition?

W
ir

erfüllen
unsere

Aufgaben
gut.

Der
Kanton

Aargau
istein

attraktiverKanton.

Natürlich
ist

es
w

ichtig,
dass

w
ir

in
die

Zukunft
investieren.

Der
Regierungsrat

setzt
vor

allem
auf

ein
qualitatives

W
achstum

des
Kantons

und
auf

die
Chancen

der
Digitalisierung.

Zudem
:

Grosse
Investitionen

w
ie

neue
M

ittel-
schulen,

Polizeigebäude,
Laborgebäude

stehen
vorderTüre.

W
enn

der
Grosse

R
atIhren

Antrag
gutheisst,istdie

Ausgleichsreserve
üppig

gefüllt.Istdasw
irklich

nötig?
Ja.

W
ir

benötigen
zurzeit

die
M

ittelaus
derAusgleichsreserve,um

ausgeglichene
Planjahre

zu
erreichen.

Längerfristig
w

ollen
w

ir
diese

M
ittelaber

prim
är

für
den

Ausgleich
von

Defiziten
beiKonjunk-

turschw
ankungen

verw
enden.

Nach
heutigem

Stand
sind

aberw
eiterhin

sub-
stanzielle

Entnahm
en

aus
der

Aus-
gleichsreserve

nötig,
um

die
Planjahre

bis
2023

sow
ie

die
Jahre

der
gesam

ten
H

aushaltsanierung
ohne

ertragsseitige
M

assnahm
en

auszugleichen.

Aber
w

enn
die

Steuern
w

eiter
so

gut
laufen,erzielen

Sie
auch

ohne
Son-

derfaktoren
einen

Ü
berschuss.

Beiden
Steuern

hoffen
w

ir
natürlich

auf
eine

w
eiterhin

gute
Entw

icklung
und

w
eiteres

W
achstum

der
Erträge.Beiden

Konjunkturaussichten
bestehen

jedoch
erhebliche

Unsicherheiten.Um
so

w
ichti-

ger
ist

die
konsequente

Um
setzung

der
Reform

vorhaben.
Sie

erlauben
letztlich

auch,
dass

auf
eine

Aussetzung
der

Schuldentilgung
oder

aufeine
Erhöhung

des
Steuerfusses

verzichtet
w

erden
kann.

W
echseln

w
ir

zur
Steuervorlage

17.
D

ie
Regierung

w
illden

Firm
en-G

e-
w

innsteuersatz
neu

in
jetziger

H
öhe

belassen.Istdasnichtsehr
riskant,

w
enn

rundherum
gesenktw

ird?

DerRegierungsrathatw
esentliche

Anlie-
gen

aus
dem

Anhörungsverfahren
aufge-

nom
m

en,viele
Gespräche

m
itVertretern

der
W

irtschaftsverbände
und

m
iteinzel-

nen
Unternehm

en
geführtund

eine
aus-

gew
ogene

Botschaft
erarbeitet.

Diese
trägtder

besonderen
Situation

und
den

spezifischen
Interessen

desKantonsAar-
gau

Rechnung.

Inw
iefern?

Die
Lösung

besteht
darin,

dass
die

or-
dentlichen

Gew
innsteuersätze

zw
ar

nicht
gesenkt

w
erden.

Dafür
bietet

der
Aargau

innovativen
Unternehm

en
eine

sehr
konkurrenzfähige

Steuerbelastung.
Diese

kom
m

en
beivoller

Ausschöpfung

der
neuen

Sonderregelung
Patentbox

und
des

zusätzlichen
Abzugs

für
For-

schung
und

Entw
icklung

in
den

Genuss
einer

sehr
attraktiven

Gesam
tsteuerbe-

lastung
von

11
Prozent.

KM
U

m
it

tiefen
Gew

innen
gar

von
10

Prozent.Der
Aar-

gau
hatbeidiesen

Firm
en

interkantonal
und

internationaleine
sehr

konkurrenz-
fähige

Belastung
im

vordersten
Ranking.

Und
Sie

verzichten
aufeine

höhere
D

ividendenbesteuerung,w
elche

die
K

M
U

m
assiv

bekäm
pften.W

arum
?

DasKonzeptdesRegierungsrats,w
elches

im
Einklang

m
it

den
Anliegen

der
W

irt-
schaftsteht,lässtsich

jetztdurch
den

zu-
sätzlichen

Bundesbeitrag
finanzieren.Es

ist
zudem

bem
erkensw

ert,
dass

sow
ohl

die
Aargauische

Industrie-und
H

andels-

kam
m

er
als

auch
der

Aargauische
Ge-

w
erbeverband

und
Fam

ily
Business

für
eine

m
ehrheitsfähige

Lösung
auf

teure
Gew

innsteuersatzsenkungen
verzichten.

Der
Aargau

kann
so

rasch
klare

Verhält-
nisse

bieten,
die

Aargauer
Vorteile

w
ei-

terhin
anbieten

und
Innovation

in
der

W
irtschaftfördern.Esgilt,die

vom
Bund

vorgesehenen
Entlastungsm

assnahm
en

fürForschung
und

Entw
icklung

anzubie-
ten.

Als
w

ichtige
w

esentliche
Eckpfeiler

der
Reform

bleiben
zudem

die
heutigen

Standortvorteile
der

Dividendenbesteue-
rung

beim
Einkom

m
en

und
Verm

ögen
sow

ie
der

Anrechnung
der

Gew
inn-

an
die

Kapitalsteuererhalten.

D
och

noch
m

alzum
G

ew
innsteuer-

satz.W
assprichtdenn

dagegen,die-
sen

m
utig

deutlich
zu

senken?
Allgem

eine
Tarifreduktionen

bei
den

Gew
innsteuern

bew
irken

sehr
grosse

Steuerausfälle:
Eine

Reduktion
von

1
Prozent

der
Gesam

tsteuerbelastung
führt

zu
rund

30
M

illionen
Franken

M
indererträgen

beim
Kanton

und
von

13
M

illionen
Franken

bei
den

Gem
ein-

den.Beieiner
Reduktion

um
1

Prozent
w

äre
der

Aargau
aber

zusam
m

en
m

it
Bern

und
Zürich

im
m

er
noch

auf
den

hintersten
Rängen.

Sie
m

üssten
also

vielm
ehr

G
eld

in
die

H
and

nehm
en,um

vorn
zu

sein.
Ja,w

ollte
sich

der
Aargau

nur
schon

ins
M

ittelfeld
begeben,

hätten
Kanton

und
Gem

einden
Steuerausfälle

von
rund

170
M

illionen
Franken

zu
tragen.

Und
das

notabene
jährlich

w
iederkehrend.

Das
w

ürde
uns

schlichtsofortin
die

Zeitder
defizitären

und
nichtkonstruktiven

Spar-
politik

zurückw
erfen.

Dies
w

äre
nicht

verkraftbar,respektive
esm

üssten
in

die-
ser

Grössenordnung
Gegenfinanzierun-

gen
erfolgen.

Dies
ginge

letztlich
in

ir-

gendeiner
Form

zulasten
der

Einw
ohne-

rinnen
und

Einw
ohner.

Inw
iefern?

Beim
Kanton

m
üssten

beispielsw
eise

die
Steuern

der
natürlichen

Personen
um

m
indestens

sieben
Prozent

angehoben
w

erden.Eine
Besserstellung

fürdie
übri-

gen
gew

innstarken
Unternehm

en
istspä-

ter
m

öglich,w
enn

sich
nach

der
Beseiti-

gung
des

kantonalen
Strukturdefizits

und
beianhaltend

guter
W

irtschaftslage
w

ieder
ein

Spielraum
für

m
ögliche

Ent-
lastungen

ergibt.

Sie
fördern

m
ithohen

F&
E-Abzügen

und
Patentbox

innovative
Firm

en.
H

aben
da

nichtzahllose
K

M
U,die

die
M

itteldafür
nichthaben,dasNachse-

hen?
Die

KM
U

haben
dank

dem
Zw

eistufen-
tarifschon

heute
eine

gute
Steuerbelas-

tung,die
einer

m
ittleren

Position
im

in-
terkantonalen

Ranking
entspricht.

Zu-
dem

sind
viele

unsererKM
U

gerade
auch

als
Zulieferer

im
Bereich

Forschung
und

Entw
icklung

und
auch

im
direkten

Ex-
porttätig.

W
arum

sehen
Sie

für
Ihre

M
assnah-

m
en

keinen
sozialen

Ausgleich
vor,

w
ie

esG
ew

erkschaften
fordern?

Verschiedene
Kantone,

die
eine

m
assive

Tarifreduktion
planen,

sehen
als

(politi-
schen)Ausgleich

zu
den

sehr
hohen

M
in-

dereinnahm
en

aus
Gew

innsteuersatzsen-
kungen

zusätzliche,aber
kostspielige

sozi-
alpolitische

M
assnahm

en
vor.

Anders
als

dortgibtes
im

Aargau
w

ie
erw

ähntkeine
Gew

innsteuersatzsenkungen,
sondern

le-
diglich

Förderm
assnahm

en
fürInnovation.

Die
w

erden
aus

dem
dafür

vorgesehenen
Bundesbeitrag

von
40

M
illionen

Franken
finanziert.Sie

erfordern
keine

zusätzlichen
sozialpolitischen

M
assnahm

en.

Regierungsrathatnichtschw
arzgem

alt»

«Finanzierungslücke
istdeutlich

kleiner
gew

orden.Sie
istaber

im
m

ernoch
da.»

M
iteinem

Rekordergebnis
von

327
M

il-
lionen

Franken
für

den
Kanton

haben
die

Aargauer
Parteien

kaum
gerechnet.

D
er

Regierungsratw
ill252

M
illionen

in
die

Ausgleichsreserve
einlegen

–
ein

Kässelifürschlechtere
Zeiten

–und
m

it
zusätzlich

75
M

illionen
Schulden

tilgen.
Anders

w
ollen

die
Grünen

den
Ü

ber-
schuss

einsetzen.
Ein

D
rittel

soll
zum

Schuldenabbau
verw

endet,
ein

D
rittel

für
die

Verbilligung
der

Krankenkas-
senpräm

ien
eingesetzt

und
ein

w
eite-

rer
D

rittel
in

den
Klim

aschutz
inves-

tiert
w

erden.
Schon

im
Grossen

Rat
hatten

die
Grünen

beantragt,
zusätzli-

che
G

elder
der

N
ationalbank

für
den

Aargau
in

den
Bereichen

Kultur,Sozia-
les,

Um
w

eltentw
icklung

und
Energie-

strategie
einzusetzen,

w
aren

aber
an

derbürgerlichen
M

ehrheitgescheitert.
Für

die
SP

ist
nicht

nachvollziehbar,
dass

der
Regierungsrat

m
it

75
M

illionen
Franken

w
eitere

Schulden
abbauen

w
ill.

Die
Sozialdem

okraten
sind

derM
einung,

diese
M

ittelm
üssten

derBevölkerung
zu-

gutekom
m

en,
die

unter
den

Sparm
ass-

nahm
en

der
letzten

Jahre
gelitten

habe.
Die

SP
ist

der
M

einung,
der

Kanton
sei

längerfristig
unterfinanziert.Deshalb

hält

sie
ihre

Gegensteuer-Initiative
für

not-
w

endig,
die

frühere
Steuersenkungen

rückgängig
m

achen
w

ill.
Als

einzige
Parteisteht

die
EVP

hin-
ter

dem
Vorschlag

des
Regierungsrats

zur
Verteilung

des
Ü

berschusses.
D

ie
Ausgleichsreserve

w
erde

in
den

kom
-

m
enden

Jahren
eine

w
ichtige

Unter-
stützung

sein,da
auch

w
eiterhin

D
efizi-

te
prognostiziertw

ürden.
N

och
unschlüssig

sind
die

anderen
M

itteparteien.D
ie

Frage,w
elche

M
ittel

der
Schuldentilgung

zukom
m

en
sollen

und
w

ie
viele

in
die

Ausgleichsreserve
gelegt

w
erden

sollen,
kann

die
GLP

noch
nichtabschliessend

beantw
orten.

D
ie

BD
P

begrüsst
grundsätzlich

einen
grösseren

Schuldenabbau,
m

an
w

erde
sich

m
itderVerteilungsfrage

abernoch
vertiefter

befassen
m

üssen.
D

ie
CVP

gratuliert
ihrem

Finanzdirektor
zum

Abschluss
und

w
ill

m
it

dem
Ü

ber-
schuss

die
Ausgleichsreserve

auffüllen.
O

b
zugleich

der
Schuldenabbau

for-
ciertw

erden
solle,hänge

davon
ab,ob

der
Kanton

genug
Spielraum

für
H

er-
ausforderungen

in
derBildung

oderbei
den

steigenden
G

esundheitskosten
hat.

D
ie

FD
P

freut
sich

über
das

Ergebnis,
hält

Euphorie
aber

für
verfrüht.

Zur
konkreten

Aufteilung
zw

ischen
Bilanz-

ausgleichsreserve
und

Schuldenabbau
w

erde
die

freisinnige
Fraktion

gründ-
liche

Ü
berlegungen

anstellen.

SVP
w

illm
ehr

Schulden
tilgen

Kritischer
äussertsich

die
SVP,sie

hält
fest,

ausserordentliche
Einnahm

en
täuschten

über
die

andauernde
M

isere
hinw

eg.
«D

ie
Program

m
e

der
letzten

Jahre,
w

elche
die

Staatsausgaben
hät-

ten
senken

sollen,
zeigen

im
m

er
noch

eine
sehrkleine

W
irkung»,kritisiertdie

SVP.
Aus

ihrer
Sicht

sollte
m

ehr
G

eld
für

den
Schuldenabbau

eingesetztw
er-

den,die
Einlage

in
die

Ausgleichsreser-
ve

hältsie
fürheikel.D

ie
künftigen

Ent-
nahm

en
w

ürden
die

Budgets
beschöni-

gen
und

die
Leute

im
Glauben

lassen,
derH

aushaltseiin
O

rdnung.

Parteien
nichteinig,w

as
m

itdem
grossen

Ü
berschuss

passieren
soll

G
rü

n
e

u
n

d
SP

w
ollen

m
eh

r
G

eld
fü

rB
evölkeru

n
g

u
n

d
K

lim
asch

u
tz,C

V
P,G

LP,B
D

P
u

n
d

FD
P

sin
d

b
eid

er
V

ertei-
lu

n
g

d
er

u
n

erw
arteten

M
illion

en
n

och
u

n
sch

lü
ssig,

d
ie

EV
P

ist
au

fReg
ieru

n
g

s-
ku

rs,d
ie

SV
P

w
illein

en
stärkeren

Sch
u

ld
en

ab
b

au
.
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G
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w
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V
e
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Herzliche Gratulation zum Rekord-
überschuss, massiv besser als erwar-
tet. Doch wie erklären Sie das?
Landstatthalter Markus Dieth: Der po-
sitive Jahresabschluss 2018 freut mich als
Finanzdirektor natürlich sehr. Dieses er-
freuliche Resultat kam dank der nach
wie vor hohen Ausgaben- und Budgetdis-
ziplin der Kantonsverwaltung, günstiger
Konjunkturbedingungen, der doppelten
Ausschüttung der Nationalbank sowie
weiterer Sondereffekte zustande.

Schon, aber auch ohne diese Sonder-
effekte sind Sie im Plus.
Ich spreche gerne von einem Zwischen-
hoch mit Föhnlage. Ohne Sondereffekte
würde nämlich lediglich ein Überschuss
von rund 50 Millionen Franken resultie-
ren. Dies wäre zwar ein nach wie vor po-
sitives Resultat. Ich bin stolz darauf. Es
sollte aber angesichts der guten Wirt-
schaftslage eigentlich höher ausfallen.

Trotzdem: Was sagen Sie zum Vor-
wurf der Schwarzmalerei?
Die Ergebnisse der Jahre 2014, 2015 und
2016 zeigen, dass sich die finanzielle La-
ge rasch verändern kann. Der Regie-
rungsrat hat daher nicht schwarzgemalt,
sondern eine realistische Einschätzung
der finanziellen Zukunft des Kantons ge-
macht. In der heutigen sehr unsicheren
Wirtschaftslage ist eine vorsichtige Bud-
getierung richtig.

Sie sind zum zweiten Mal hinterein-
ander im Plus. Dann braucht es keine

weiteren Sparmassnahmen?
Wir müssen am Haushaltsanierungskon-
zept festhalten. Das ist ganz wesentlich.
In konjunkturell guten Zeiten wie jetzt
brauchen wir Überschüsse. Damit will
der Regierungsrat die Ausgleichsreserve
erhöhen, soweit das für ausgeglichene
Planjahre zur Vermeidung von neuen
Schulden und die Zeit der Haushaltsanie-
rung notwendig ist. Es soll nach Möglich-
keit auch ein Schuldenabbau erfolgen,
dieses Jahr im Umfange von zusätzlich 75
Millionen Franken, insgesamt 187 Millio-
nen Franken.

Weiter sanieren? Sie haben ja einen
Überschuss. Reicht das denn nicht?
Trotz der positiven Entwicklungen hat
der Aargau – wie der Ressourcenindex
und die Finanzierungslücke zeigen –
eben nach wie vor strukturelle Proble-
me. Die gilt es zu lösen. Die Finanzie-

rungslücke ist zwar deutlich kleiner ge-
worden. Sie ist unter 100 Millionen Fran-
ken gesunken. Sie ist aber immer noch
da. Da können und dürfen wir in unse-
ren Anstrengungen nicht nachlassen.
Auch die disziplinierte Finanz- und Aus-
gabenpolitik ist beizubehalten. Zugleich
soll ein weiterer beträchtlicher Schulden-
abbau möglich sein. Wir dürfen nicht
vergessen, dass trotz laufender Haushalt-
sanierung in den Jahren 2017 und 2018
gleichzeitig Schulden in der Höhe von

Markus Dieth: «Der 
Das sagt Markus Dieth zu
den Gründen für das «Zwi-
schenhoch mit «Föhnlage».
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VON MATHIAS KÜNG

«Ohne Sondereffekte
würde lediglich ein
Überschuss von rund
50 Millionen Franken
resultieren.»

254 Millionen Franken abgebaut werden
konnten.

Seit Jahren ringt der Grosse Rat beim
Budget jeweils fast um 1000-Fran-
ken-Posten. Das kontrastiert enorm
mit dem Ergebnis 2018.
Der Kanton Aargau steht mit seinem po-
sitiven Ergebnis nicht alleine da. Auch
der Bund schliesst 2018 mit einem hohen
Überschuss von 2,9 Milliarden Franken
ab, obwohl lediglich 295 Millionen Fran-
ken budgetiert waren. Auch hier sind die
Einnahmenentwicklung und die hohe
Disziplin bei den Ausgaben ausschlagge-
bend. Und auch bei den meisten ande-
ren Kantonen wie auch auf Gemeinde-
ebene fallen vielerorts die Jahresab-
schlüsse deutlich besser aus als budge-
tiert.

Erwarten Sie denn auch Mehrausga-
ben, dass Sie so vorsichtig agieren?
Ja. Wir haben in diversen Aufgabenberei-
chen ein Mengenwachstum. Ich denke
zum Beispiel an das Bevölkerungs- oder
Schülerwachstum. Pro Jahr braucht es
Schulräume und Lehrkräfte für bis 1000
Schüler mehr. Hinzu kommen viele neue
Herausforderungen der Gesellschaft, In-
frastrukturen oder auch im Bereich Si-
cherheit. Die können nicht ohne zusätzli-
che finanzielle Mittel bewältigt werden.
Zudem konnten in den letzten Jahren
aufgrund der Finanzlage nur sehr be-
schränkt in die Zukunft gerichtete Inves-
titionen getätigt werden. Dafür brauchen
wir zwingend finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum.

Wäre es jetzt nach der Limmattal-
bahn nicht höchste Zeit für eine neue
grössere Zukunftsinvestition?
Wir erfüllen unsere Aufgaben gut. Der
Kanton Aargau ist ein attraktiver Kanton.

Natürlich ist es wichtig, dass wir in die
Zukunft investieren. Der Regierungsrat
setzt vor allem auf ein qualitatives
Wachstum des Kantons und auf die
Chancen der Digitalisierung. Zudem:
Grosse Investitionen wie neue Mittel-
schulen, Polizeigebäude, Laborgebäude
stehen vor der Türe.

Wenn der Grosse Rat Ihren Antrag
gutheisst, ist die Ausgleichsreserve
üppig gefüllt. Ist das wirklich nötig?
Ja. Wir benötigen zurzeit die Mittel aus
der Ausgleichsreserve, um ausgeglichene
Planjahre zu erreichen. Längerfristig
wollen wir diese Mittel aber primär für
den Ausgleich von Defiziten bei Konjunk-
turschwankungen verwenden. Nach
heutigem Stand sind aber weiterhin sub-
stanzielle Entnahmen aus der Aus-
gleichsreserve nötig, um die Planjahre
bis 2023 sowie die Jahre der gesamten
Haushaltsanierung ohne ertragsseitige
Massnahmen auszugleichen.

Aber wenn die Steuern weiter so gut
laufen, erzielen Sie auch ohne Son-
derfaktoren einen Überschuss.
Bei den Steuern hoffen wir natürlich auf
eine weiterhin gute Entwicklung und
weiteres Wachstum der Erträge. Bei den
Konjunkturaussichten bestehen jedoch
erhebliche Unsicherheiten. Umso wichti-
ger ist die konsequente Umsetzung der
Reformvorhaben. Sie erlauben letztlich
auch, dass auf eine Aussetzung der
Schuldentilgung oder auf eine Erhöhung
des Steuerfusses verzichtet werden
kann.

Wechseln wir zur Steuervorlage 17.
Die Regierung will den Firmen-Ge-
winnsteuersatz neu in jetziger Höhe
belassen. Ist das nicht sehr riskant,
wenn rundherum gesenkt wird?

Der Regierungsrat hat wesentliche Anlie-
gen aus dem Anhörungsverfahren aufge-
nommen, viele Gespräche mit Vertretern
der Wirtschaftsverbände und mit einzel-
nen Unternehmen geführt und eine aus-
gewogene Botschaft erarbeitet. Diese
trägt der besonderen Situation und den
spezifischen Interessen des Kantons Aar-
gau Rechnung.

Inwiefern?
Die Lösung besteht darin, dass die or-
dentlichen Gewinnsteuersätze zwar
nicht gesenkt werden. Dafür bietet der
Aargau innovativen Unternehmen eine
sehr konkurrenzfähige Steuerbelastung.
Diese kommen bei voller Ausschöpfung

der neuen Sonderregelung Patentbox
und des zusätzlichen Abzugs für For-
schung und Entwicklung in den Genuss
einer sehr attraktiven Gesamtsteuerbe-
lastung von 11 Prozent. KMU mit tiefen
Gewinnen gar von 10 Prozent. Der Aar-
gau hat bei diesen Firmen interkantonal
und international eine sehr konkurrenz-
fähige Belastung im vordersten Ranking.

Und Sie verzichten auf eine höhere
Dividendenbesteuerung, welche die
KMU massiv bekämpften. Warum?
Das Konzept des Regierungsrats, welches
im Einklang mit den Anliegen der Wirt-
schaft steht, lässt sich jetzt durch den zu-
sätzlichen Bundesbeitrag finanzieren. Es
ist zudem bemerkenswert, dass sowohl
die Aargauische Industrie- und Handels-

kammer als auch der Aargauische Ge-
werbeverband und Family Business für
eine mehrheitsfähige Lösung auf teure
Gewinnsteuersatzsenkungen verzichten.
Der Aargau kann so rasch klare Verhält-
nisse bieten, die Aargauer Vorteile wei-
terhin anbieten und Innovation in der
Wirtschaft fördern. Es gilt, die vom Bund
vorgesehenen Entlastungsmassnahmen
für Forschung und Entwicklung anzubie-
ten. Als wichtige wesentliche Eckpfeiler
der Reform bleiben zudem die heutigen
Standortvorteile der Dividendenbesteue-
rung beim Einkommen und Vermögen
sowie der Anrechnung der Gewinn- an
die Kapitalsteuer erhalten.

Doch noch mal zum Gewinnsteuer-
satz. Was spricht denn dagegen, die-
sen mutig deutlich zu senken?
Allgemeine Tarifreduktionen bei den
Gewinnsteuern bewirken sehr grosse
Steuerausfälle: Eine Reduktion von 1
Prozent der Gesamtsteuerbelastung
führt zu rund 30 Millionen Franken
Mindererträgen beim Kanton und von
13 Millionen Franken bei den Gemein-
den. Bei einer Reduktion um 1 Prozent
wäre der Aargau aber zusammen mit
Bern und Zürich immer noch auf den
hintersten Rängen.

Sie müssten also viel mehr Geld in
die Hand nehmen, um vorn zu sein.
Ja, wollte sich der Aargau nur schon ins
Mittelfeld begeben, hätten Kanton und
Gemeinden Steuerausfälle von rund 170
Millionen Franken zu tragen. Und das
notabene jährlich wiederkehrend. Das
würde uns schlicht sofort in die Zeit der
defizitären und nicht konstruktiven Spar-
politik zurückwerfen. Dies wäre nicht
verkraftbar, respektive es müssten in die-
ser Grössenordnung Gegenfinanzierun-
gen erfolgen. Dies ginge letztlich in ir-

gendeiner Form zulasten der Einwohne-
rinnen und Einwohner.

Inwiefern?
Beim Kanton müssten beispielsweise die
Steuern der natürlichen Personen um
mindestens sieben Prozent angehoben
werden. Eine Besserstellung für die übri-
gen gewinnstarken Unternehmen ist spä-
ter möglich, wenn sich nach der Beseiti-
gung des kantonalen Strukturdefizits
und bei anhaltend guter Wirtschaftslage
wieder ein Spielraum für mögliche Ent-
lastungen ergibt.

Sie fördern mit hohen F&E-Abzügen
und Patentbox innovative Firmen.
Haben da nicht zahllose KMU, die die
Mittel dafür nicht haben, das Nachse-
hen?
Die KMU haben dank dem Zweistufen-
tarif schon heute eine gute Steuerbelas-
tung, die einer mittleren Position im in-
terkantonalen Ranking entspricht. Zu-
dem sind viele unserer KMU gerade auch
als Zulieferer im Bereich Forschung und
Entwicklung und auch im direkten Ex-
port tätig.

Warum sehen Sie für Ihre Massnah-
men keinen sozialen Ausgleich vor,
wie es Gewerkschaften fordern?
Verschiedene Kantone, die eine massive
Tarifreduktion planen, sehen als (politi-
schen) Ausgleich zu den sehr hohen Min-
dereinnahmen aus Gewinnsteuersatzsen-
kungen zusätzliche, aber kostspielige sozi-
alpolitische Massnahmen vor. Anders als
dort gibt es im Aargau wie erwähnt keine
Gewinnsteuersatzsenkungen, sondern le-
diglich Fördermassnahmen für Innovation.
Die werden aus dem dafür vorgesehenen
Bundesbeitrag von 40 Millionen Franken
finanziert. Sie erfordern keine zusätzlichen
sozialpolitischen Massnahmen.

 Regierungsrat hat nicht schwarzgemalt»

«Finanzierungslücke
ist deutlich kleiner
geworden. Sie ist aber
immer noch da.»

Schweiz am Wochenende
9. März 2019 aargau 24/25
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  2018 im Regierungsgebäude in Aarau.

Mit einem Rekordergebnis von 327 Mil-
lionen Franken für den Kanton haben
die Aargauer Parteien kaum gerechnet.
Der Regierungsrat will 252 Millionen in
die Ausgleichsreserve einlegen – ein
Kässeli für schlechtere Zeiten – und mit
zusätzlich 75 Millionen Schulden tilgen.

Anders wollen die Grünen den Über-
schuss einsetzen. Ein Drittel soll zum
Schuldenabbau verwendet, ein Drittel
für die Verbilligung der Krankenkas-
senprämien eingesetzt und ein weite-
rer Drittel in den Klimaschutz inves-
tiert werden. Schon im Grossen Rat
hatten die Grünen beantragt, zusätzli-
che Gelder der Nationalbank für den
Aargau in den Bereichen Kultur, Sozia-
les, Umweltentwicklung und Energie-
strategie einzusetzen, waren aber an
der bürgerlichen Mehrheit gescheitert.

Für die SP ist nicht nachvollziehbar,
dass der Regierungsrat mit 75 Millionen
Franken weitere Schulden abbauen will.
Die Sozialdemokraten sind der Meinung,
diese Mittel müssten der Bevölkerung zu-
gutekommen, die unter den Sparmass-
nahmen der letzten Jahre gelitten habe.
Die SP ist der Meinung, der Kanton sei
längerfristig unterfinanziert. Deshalb hält

sie ihre Gegensteuer-Initiative für not-
wendig, die frühere Steuersenkungen
rückgängig machen will.

Als einzige Partei steht die EVP hin-
ter dem Vorschlag des Regierungsrats
zur Verteilung des Überschusses. Die
Ausgleichsreserve werde in den kom-
menden Jahren eine wichtige Unter-
stützung sein, da auch weiterhin Defizi-
te prognostiziert würden.

Noch unschlüssig sind die anderen
Mitteparteien. Die Frage, welche Mittel
der Schuldentilgung zukommen sollen
und wie viele in die Ausgleichsreserve
gelegt werden sollen, kann die GLP
noch nicht abschliessend beantworten.
Die BDP begrüsst grundsätzlich einen
grösseren Schuldenabbau, man werde
sich mit der Verteilungsfrage aber noch
vertiefter befassen müssen. Die CVP
gratuliert ihrem Finanzdirektor zum
Abschluss und will mit dem Über-
schuss die Ausgleichsreserve auffüllen.
Ob zugleich der Schuldenabbau for-
ciert werden solle, hänge davon ab, ob

der Kanton genug Spielraum für Her-
ausforderungen in der Bildung oder bei
den steigenden Gesundheitskosten hat.
Die FDP freut sich über das Ergebnis,
hält Euphorie aber für verfrüht. Zur
konkreten Aufteilung zwischen Bilanz-
ausgleichsreserve und Schuldenabbau
werde die freisinnige Fraktion gründ-
liche Überlegungen anstellen.

SVP will mehr Schulden tilgen
Kritischer äussert sich die SVP, sie hält
fest, ausserordentliche Einnahmen
täuschten über die andauernde Misere
hinweg. «Die Programme der letzten
Jahre, welche die Staatsausgaben hät-
ten senken sollen, zeigen immer noch
eine sehr kleine Wirkung», kritisiert die
SVP. Aus ihrer Sicht sollte mehr Geld
für den Schuldenabbau eingesetzt wer-
den, die Einlage in die Ausgleichsreser-
ve hält sie für heikel. Die künftigen Ent-
nahmen würden die Budgets beschöni-
gen und die Leute im Glauben lassen,
der Haushalt sei in Ordnung.

Parteien nicht einig, was mit dem
grossen Überschuss passieren soll
Grüne und SP wollen mehr
Geld für Bevölkerung und
Klimaschutz, CVP, GLP, BDP
und FDP sind bei der Vertei-
lung der unerwarteten
Millionen noch unschlüssig,
die EVP ist auf Regierungs-
kurs, die SVP will einen
stärkeren Schuldenabbau.
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VON FABIAN HÄGLER

Die Aargauische Industrie- und Han-
delskammer (AIHK) nimmt erfreut zur
Kenntnis, dass der Regierungsrat die
Anliegen und Kompromissangebote der
Wirtschaft aus dem Anhörungsverfah-
ren aufgenommen hat, schreibt Ge-
schäftsleiter Peter Lüscher in einer Mit-
teilung zur Botschaft zur Umsetzung
der SV 17. Diese sei ausgewogen, trage
den Interessen der Bevölkerung und
der Unternehmen Rechnung und stärke
den Standort Aargau, heisst es, und
wörtlich: «Die AIHK unterstützt sie des-
halb.» Gleichzeitig wirbt der Verband
für ein Ja zur nationalen AHV-Steuer-
vorlage auf Bundesebene als Basis.

Auch das Präsidium des Aargauischen
Gewerbeverbands (AGV) begrüsst die
Vorlage zur Umsetzung der SV 17. Der
Vorschlag des Regierungsrats bewege
sich auf der Linie des Kompromissange-
bots des AGV, wie er ihn anlässlich der
Anhörung kommuniziert hat, heisst es in
einer Mitteilung. Mit diesem Kompro-
miss können die Bedürfnisse der KMU
beziehungsweise der Unternehmerinnen
und Unternehmer sowie die finanzpoliti-
schen Interessen von Kanton und Ge-
meinden in Einklang gebracht werden.
Selbstverständlich bedinge die Geset-
zesanpassung aber eine vorgängige An-
nahme der nationalen SV 17. (MKU)

AIHK und Gewerbeverband stehen hinter der SV-17-Vorlage

Landstatthalter Markus Dieth beim Vorstellen der provisorischen Jahresrechnung  
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